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_______ ANALYSEN UND BERICHTE
UMWELTPOLITIK

Wege zu einer rationalen Lösung 
des Abgasproblems
Achim Diekmann, Frankfurt

L»

Am 19. September stehen im Bundeskabinett Entscheidungen über die Einführung abgasarmer Katalysa- 
tor-Autos zum 1.1.1986 an. Im Gespräch ist neben Steuererleichterungen auch eine Kaufbeihilfe. Wie sind 
die gegenwärtig diskutierten Maßnahmen zu beurteilen? Dr. Achim Diekmann und Professor Holger Bonus 
nehmen Stellung.

Die Diskussion über die Einführung von Katalysator
fahrzeugen in der Bundesrepublik steckt voller 

Merkwürdigkeiten. Die Frage, wie sich das eigentliche 
Ziel, nämlich die Verbesserung der Luftqualität, am 
schnellsten und wirksamsten erreichen läßt, ist ange
sichts der Faszination, die das Wort Katalysator in der 
politischen Diskussion ausübt, längst in den Hinter
grund getreten. Der Katalysator mag zur Zeit aus techni
scher Sicht das wirksamste Mittel zur Reinigung der Au
toabgase sein, aber was nutzt dies, wenn sich diese 
Technik, die die deutschen Automobilhersteller längst 
anbieten, nicht oder nur mit großer zeitlicher Verzöge
rung durchsetzen läßt? Die Bundesrepublik ist keine In
sel. Es hat lange gedauert, bis sich die naheliegende Er
kenntnis, daß wir bei der Einführung neuer technischer 
Vorschriften auf unsere Partner in der Europäischen 
Gemeinschaft Rücksicht nehmen müssen, in der politi
schen Diskussion niedergeschlagen hat. Der nationale 
Alleingang ist eine Illusion.

So ist der Katalysator hierzulande zwar zu einer mo
ralischen Kategorie geworden, als Instrument zur nach
haltigen Senkung der durch Automobile verursachten 
Schadstoffemissionen steht er jedoch einstweilen in ei
nem ins Gewicht fallenden Umfang nicht zur Verfügung. 
Dies nicht etwa, weil die Automobilindustrie diese Tech
nik nicht beherrschen würde, sondern weil handelspoli
tische, ökonomische und planungstechnische Gründe 
einer umfassenden Nutzung dieser Technik für eine

Dr. Achim Diekmann, 54, ist Geschäftsführer des 
Verbandes der Automobilindustrie e. V. (VDA) in 
Frankfurt.

schnelle Senkung der vom Kraftverkehr ausgehenden 
Emission im Wege stehen. Politiker, die diesen Zusam
menhang vernachlässigen, laufen Gefahr, sich Rück
schläge einzuhandeln, weil sie Erwartungen wecken, 
die sie nicht erfüllen können.

Der Verlauf der bisherigen Diskussion in der Kataly
satorfrage ist nur aus dem Zeitgeist heraus verständ
lich, der sich in der Bundesrepublik breitzumachen 
droht -  ein Zeitgeist, der sich in der Überbetonung ge
fühlsmäßiger Einstellungen gefällt und rationale Überle
gungen in den Hintergrund drängt'. Die Politik kann sich 
dem, wie man sieht, schwer entziehen.

Um so mehr tut es not, sich noch einmal die Tatsa
chen vor Augen zu führen, die es bei der Erörterung ge
eigneter Wege zur Luftreinhaltung zu beachten gilt.

Faktum ist zunächst, daß die Frage, ob Autoabgase 
überhaupt etwas mit den in der Bundesrepublik beob
achteten Waldschäden zu tun haben, auch unter Exper
ten nach wie vor umstritten ist. In der öffentlichen Dis
kussion werden vor allem zwei Luftschadstoffe mit den 
Waldschäden in Verbindung gebracht: Schwefeldioxid 
und Stickoxide. An der Emission von Schwefeldioxid 
ist das Automobil so gut wie nicht beteiligt. Die Emission 
von Stickoxiden, soweit diese auf menschliche Aktivitä
ten zurückgeht, bestreitet der Kraftverkehr nach Schät
zungen des Umweltbundesamtes etwa zur Hälfte, der 
Pkw, um den es hier geht, jedoch nur zu knapp einem 
Drittel. Bei diesen Schätzungen sollte man jedoch im 
Auge behalten, daß beträchtliche Mengen der genann
ten „Schadstoffe“ von der Natur selbst freigesetzt wer-

378

' Vgl. hierzu E. N o e H e - N e u m a n n :  Der Zweifel am Verstand, 
in; Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 24, Juni 1984.
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den und rund die Hälfte der sichi in der Bundesrepublik 
niederscfilagenden Scfiadstoffe auf das Konto auslän
discher Quellen geht.

Dieser Hinweis soll nicht mißverstanden werden als 
Versuch, einer weiteren Verringerung der für schädlich 
gehaltenen Abgasbestandteile des Kraftverkehrs Wi
derstand entgegenzusetzen. Schon um möglichen Be
einträchtigungen der menschlichen Gesundheit vorzu
beugen, wird die Reinigung der Autoabgase in den 
nächsten Jahren voranschreiten müssen.

Erfolge in der Scliadstoffreduzierung

Auch ist es keineswegs so, als wäre in der Frage der 
Reduzierung von Autoabgasen bisher nichts gesche
hen. Seit Anfang der 70er Jahre gibt es Vorschriften 
über den Abbau von Schadstoffen in Autoabgasen, die 
im Laufe der Zeit ständig verschärft worden sind. Mit ih
ren heutigen Modellen unterschreitet die deutsche Au
tomobilindustrie die Abgasgrenzwerte des Modelljahr
gangs 1969/70 bei Kohlenmonoxid um 75 % und bei 
Kohlenwasserstoffen um 65 %. Bei Stickoxiden wurde 
seit 1977 eine Verminderung um etwa 35 % erreicht. 
Die deutschen Hersteller erfüllen damit bereits heute 
die ab 1986 in der EG geltenden Grenzwerte der Sen
kungsstufe 15/04. Aufgrund dieser Verbesserungen ist 
die vom Kraftverkehr ausgehende Gesamtmenge emit
tierter Schadstoffe seit Jahren rückläufig, obwohl der 
Fahrzeugbestand ständig weiter zugenommen hat. Bei 
Kohlenmonoxid ist dies seit 1975 der Fall, bei Kohlen
wasserstoffen seit 1978 und bei Stickoxiden seit dem 
vergangenen Jahr. Über die Zeit gesehen sinkt also die 
Belastung der ümwelt durch das Auto bereits aufgrund 
der geltenden EG-Regelungen -  und dies in der gesam
ten Europäischen Gemeinschaft.

Das Problem besteht darin, geeignete Wege zu fin
den, den bereits in Gang befindlichen Prozeß der Ab
gasreinigung zu beschleunigen. Vor diesem Hinter
grund hat das Bundeskabinett im Oktober vergangenen 
Jahres den Beschluß gefaßt, zum 1.1.1986 in der Bun
desrepublik die in den USA geltenden Abgasvorschrif
ten zu übernehmen. Nach dem derzeitigen Stand der 
Technik bedeutet dieser Beschluß die Einführung der 
Katalysatortechnik. Dem Beschluß des Bundeskabi
netts waren Gespräche vorausgegangen, in deren Ver
lauf die deutsche Automobilindustrie ihre Bereitschaft 
zur Übernahme der amerikanischen Abgasgrenzwerte 
unter der Voraussetzung bekundet hatte, daß die Bun
desregierung für die europaweite Einführung dieser 
Technik Sorge trage. Die Bundesregierung sagte dies 
zu. Es ist ihr bisher jedoch nicht gelungen, sich mit ihren 
Vorstellungen in Europa durchzusetzen.

Vorschlag der EG-Kommission

Statt dessen hat die EG-Kommission unter dem 
Druck der Bundesregierung im Mai d. J. Vorschläge für 
ein einheitliches europäisches Vorgehen bei der Reini
gung der Autoabgase vorgelegt, die das Ziel einer ähn
lich drastischen Verschärfung der Grenzwerte, wie sie 
von der Bundesregierung angestrebt wird, in zwei Stu
fen ansteuert. Danach soll zum 1.1. 1989 in der Ge
meinschaft bei allen neu in den Verkehr kommenden 
Fahrzeugen vor allem die Stickoxidemission deutlich 
verringert werden. Ein zweiter Schritt, der praktisch dek- 
kungsgleich mit den Vorstellungen der Bundesregie
rung wäre, ist für den 1.10.1995 vorgesehen.

Die von der EG-Kommission für das Jahr 1989 anvi
sierten Grenzwerte stellen eine spürbare Verschärfung 
gegenüber den bisher in der Gemeinschaft zulässigen 
Grenzwerten dar, erfordern jedoch voraussichtlich nur 
für ein Fünftel des europäischen Fahrzeugangebots die 
Verwendung katalytischer Abgasreinigungsanlagen. 
Wichtig ist jedoch, daß sich die vorgesehende EG-Re- 
gelung in ihrer Wirkung auf die Gesamtmenge der durch 
menschliche Aktivitäten verursachten Stickoxidemis
sion, die zu Recht oder zu Unrecht mit den Waldschä
den in Zusammenhang gebracht wird, nur um wenige 
Prozent von den Vorstellungen der Bundesregierung 
unterscheidet. Dies liegt u. a. an der im Laufe der Le
bensdauer nachlassenden Wirksamkeit des Katalysa
tors. Hinzu kommt, daß die auf die Fahrbedingungen in 
den USA zugeschnittenen Prüfzyklen, die den amerika
nischen Abgasvorschriften zugrunde liegen, den Fahr
bedingungen in Europa nicht entsprechen. Die nach 
dem US-Test gemessenen Grenzwerte lassen sich 
demzufolge auch nicht ohne weiteres auf die europäi
schen Verhältnisse übertragen.

In dem Vorschlag der EG-Kommission spiegelt sich 
der Widerstand, den die übrigen automobilproduzieren
den Länder der Gemeinschaft dem Katalysatorkonzept 
entgegensetzen. Dieser Widerstand hat mehrere Grün
de. Einmal erkennen weder Frankreich noch Italien oder 
Großbritannien eine sachliche Notwendigkeit, einen so 
weitgehenden Schritt der Emissionsverringerung zu 
tun, der wegen des erheblichen Mehrverbrauchs zu 
dem Ziel der Energieeinsparung in deutlichem Wider
spruch steht. Zum zweiten glauben die Regierungen der 
genannten Länder, ihrer Automobilindustrie den mit der 
Einführung des Katalysators verbundenen zusätzlichen 
Aufwand nicht zumuten zu können. Dies gilt für die fran
zösische Automobilindustrie, die gegenwärtig mit er
heblichen Absatzschwierigkeiten kämpft.

Aber auch die britische Automobilindustrie, die in den 
letzten Jahren nur mühsam wieder Tritt gefaßt hat, sieht
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sich derzeit außerstande, die IVlittel für die erforderli
chen Investitionen aufzubringen. In Italien steht der Ein
führung von Katalysator-Fahrzeugen, die in der An
schaffung und im Betrieb wesentlich teurer als her
kömmliche Fahrzeuge sind, das im Vergleich zur Bun
desrepublik sehr viel geringere Pro-Kopf-Einkommen 
der Bevölkerung entgegen. Anders als die reiche Bun
desrepublik können sich unsere Partner in der Gemein
schaft die aufwendige Katalysatortechnik vorläufig nicht 
leisten. Ihnen geht bereits der Vorschlag der EG-Kom
mission zu weit.

Gefahr von Retorsionsmaßnahmen

Die Bundesregierung hat die Vorschläge der Kom
mission, die man aus europäischer Sicht durchaus als 
einen umweltpolitischen Kraftakt ansehen kann, als völ
lig unzureichend abgetan. Dies mag der Stimmungsla
ge in der Bundesrepublik entsprechen. Ob es politisch 
klug war, so zu reagieren, muß bezweifelt werden. Eine 
Politik des „alles oder nichts“ muß in den ausstehenden 
Verhandlungen im Ministefrat der Gemeinschaft, der 
über die Kommissionsvorschläge zu beschließen hat, 
bei den dem Anliegen der Bundesrepublik ohnehin kri
tisch gegenüberstehenden Ländern zu einer Verhär
tung der Position führen. In der Bundesrepublik aber er
zeugt solche Kritik am Vorschlag der EG eine Era/ar- 
tungshaltung, die angesichts der europäischen Realitä
ten enttäuscht werden muß. Nach geltendem Gemein
schaftsrecht kann die Bundesregierung weder den Ver
kauf noch die Benutzung der im Inland hergestellten 
oder aus dem Ausland eingeführten Fahrzeuge verbie
ten, wenn diese den Vorschriften der Gemeinschaft ge
nügen. Der Weg zu schärferen Abgasgrenzwerten führt 
also über Europa. Zu dieser Meinung hat sich inzwi
schen auch der Bundesinnenminister bekannt. Daß die 
Opposition in diesem Zusammenhang die Bundesre
gierung an frühere Erklärungen erinnert und so tut, als 
wäre der Alleingang unverändert möglich, gehört zum 
politischen Geschäft, ändert aber nichts an der Rechts
lage.

Im übrigen verböte die Abhängigkeit der deutschen 
Automobilindustrie von den Absatzmärkten in den übri
gen europäischen Ländern ein Ausscheren aus dem 
europäischen Geleitzug auch dann, wenn dies formal 
zulässig wäre. Die Verwundbarkeit der deutschen Auto
mobilindustrie gegenüber etwaigen Retorsionsmaß
nahmen läßt sich an der Höhe des Handelsbilanzüber
schusses ablesen, der sich, bezogen auf die Länder der 
Gemeinschaft, im Automobilsektor allein 1983 auf 15,5 
Mrd. DM belief. Würde lediglich der Handelsüberschuß 
gegenüber Frankreich, Italien und Großbritannien durch 
Gegenmaßnahmen der genannten Länder bedroht, so

liefe dies auf die Gefährdung von annähernd 100 000 
Arbeitsplätzen in der Bundesrepublik hinaus.

Wie der Beschluß des Bundeskabinetts vom 3. Juli 
1984 zeigt, ist die Bundesregierung offenbar bei der 
Durchsetzung ihrer umweltpolitischen Ziele um eine 
„weiche“ Lösung bemüht. Sie beabsichtigt, durch steu
erliche Erleichterungen dem Katalysator-Auto den Weg 
zu ebnen. Im einzelnen ist vorgesehen, Fahrzeuge, die 
den US-Grenzwerten entsprechen, zeitlich begrenzt 
von der Kraftfahrzeugsteuer freizustellen, herkömmli
che Fahrzeuge einer höheren steuerlichen Belastung 
zu untenwerfen und die Mehrkosten des unverbleiten 
Kraftstoffs, der für den Betrieb von Katalysatorfahrzeu
gen benötigt wird, durch eine entsprechende Differen
zierung der Mineralölsteuer auszugleichen. Außerdem 
-  hierüber ist jedoch noch nicht entschieden -  sollen die 
Käufer von Katalysatorfahrzeugen in den Genuß einer 
zusätzlichen Kaufprämie kommen.

Risikoreiche Kaufprämie

Unproblematisch ist allerdings auch diese Lösung 
nicht. Die vorgesehenen steuerlichen Maßnahmen 
müssen in Brüssel notifiziert und von der EG-Kommis- 
sion abgesegnet werden. Bedenken dürften dabei vor 
allem gegen die mögliche Einführung einer Kaufprämie 
erhoben werden. Nach Artikel 92 EWG-Vertrag sind 
Beihilfen verboten, „soweit sie den Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten beeinträchtigen“ . Genau dies aber 
dürfte der zusätzlich gewährte Kaufanreiz in Form einer 
Barprämie bewirken. Er begünstigt praktisch eine be
stimmte Technik, deren Einführung der deutschen Au
tomobilindustrie Wettbewerbsvorteile gegenüber ihren 
europäischen Konkurrenten verschaffen würde. Selbst 
wenn die EG-Kommission eine solche Maßnahme hin
zunehmen bereit wäre, müßte mit heftigen Reaktionen 
Frankreichs, Italiens und Großbritanniens gerechnet 
werden, die in dieser Maßnahme eine Diskriminierung 
ihrer eigenen Industrie erblicken und alsbald auf Maß
nahmen zur Behinderung des deutschen Exports sin
nen würden.

Pikanterweise würde durch die Einführung einer 
Kaufprämie ein Problem verschärft, das ohnehin seit 
geraumer Zeit einen Streitpunkt zwischen der Bundes
republik einerseits, Frankreich und Italien andererseits 
bildet: Die Verärgerung darüber, daß die Bundesrepu
blik der japanischen Automobilindustrie ungehinderten 
Zugang zum deutschen Markt gewährt, während Frank
reich und Italien -  übrigens zum Vorteil der deutschen 
Automobilhersteller -  durch mengenmäßige Beschrän
kungen die fernöstlichen Konkurrenten von ihren Märk
ten fernhalten, erhielte neuen Auftrieb. Die japanischen 
Hersteller wären nämlich aufgrund ihrer günstigeren
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Kostenstruktur und der hohen Zahl der Katalysatorfahr
zeuge, die sie sowohl für den Bedarf im Inland als auch 
für die Lieferungen in die USA benötigen, in der Lage, 
diese Technik zu vorteilhaften Bedingungen anzubie
ten. Sie wären die Hauptgewinner einer staatlichen För
derung katalytischer Abgasreinigungsanlagen und 
könnten vor allem den europäischen Konkurrenten der 
deutschen Automobilindustrie dank ihres Kostenvor- 
sprungs weitere Marktanteile abjagen.

Schwerwiegende Bedenken
Neben handelspolitischen Überlegungen sprechen 

aber auch ordnungspolitische Gesichtspunkte gegen 
die Einführung einer Kaufprämie. Hier würde nicht nur 
eine weitere Subvention geschaffen, was mit den ord
nungspolitischen Prinzipien der Marktwirtschaft kaum in 
Einklang zu bringen wäre, sondern auch das in der Um
weltpolitik so viel beschworene Verursacherprinzip ge
radezu auf den Kopf gestellt. Sehr viel schwerwiegen
der aber wäre aus der Sicht der deutschen Automobilin
dustrie, daß damit die Möglichkeit entfiele, Subventions
praktiken in den übrigen Mitgliedstaaten der Gemein
schaft, die auf die Schaffung von Wettbewerbsvorteilen 
für die dortigen Automobilhersteller hinauslaufen, zu kri
tisieren. So ist beispielsweise für die italienische Auto
mobilindustrie ein ganzes Bündel von Subventionen in 
Vorbereitung. Wie sollte die Bundesregierung hieran 
Kritik üben, wenn sie sich selbst des Instruments der 
Subventionen bedient?

Im übrigen wäre zu befürchten, daß dem geplanten 
Kaufanreiz die erhoffte schnelle Wirkung versagt bleibt. 
Um nämlich den Absatz von Katalysatorfahrzeugen, die 
von der deutschen Automobilindustrie längst angebo
ten werden, in Schwung zu bringen, bedarf es vor allem 
unverbleiten Kraftstoffs. Mit herkömmlichem Benzin be
trieben würde der Katalysator schnell um seine abgas
reinigende Wirkung gebracht, und, was viel schlimmer 
ist, der Schadstoffausstoß würde sich gegenüber dem 
herkömmlicher Fahrzeuge bei Beschädigung des Kata
lysators sogar erhöhen. Selbst wenn es gelänge, in der 
Bundesrepublik ein flächendeckendes Angebot unver
bleiten Kraftstoffs bereitzustellen, dürfte sich dies in Eu
ropa nach den bisherigen Äußerungen der Mineralölin
dustrie Frankreichs und Italiens kaum rasch verwirkli
chen lassen. In beiden Ländern wird auf die Höhe der In
vestitionen und auf den Zeitbedarf verwiesen, den eine 
solche Umstellung von Produktionsanlagen und Vertei
lernetz erfordert. Der Käufer eines Katalysatorfahr
zeugs in der Bundesrepublik müßte also einen be- 
scfiränkten Aktionsradius bzw. das Risiko von Fehlbe
tankungen bei Auslandsfahren auf sich nehmen. Dies 
dürfte bei der Kaufentscheidung ein nicht zu unterschät
zendes Hemmnis sein. Eine schnelle Umstellung des

Fahrzeugbestandes auf Katalysatorfahrzeuge ist daher 
auch bei hohen Kaufprämien nicht zu erwarten, solange 
diese Fahrzeuge in Europa nicht ohne Probleme betrie
ben werden können.

Das Fatale an der gegenwärtigen Situation ist, daß 
solange die Politik in der Katalysatorfrage in illusionären 
Zielen verfangen bleibt und falsche umweltpolitische 
Hoffnungen nährt, indem sie eine bestimmte Technik 
als den einzig gangbaren Weg zur Verringerung der 
Schadstoffemission in der Bundesrepublik darstellt, der 
Automobilmarkt im Zustand der Unsicherheit verharrt. 
Das hat sich bereits in den vergangenen Monaten nach
teilig auf den Auftragseingang der Automobilindustrie 
ausgewirkt. Solange nicht in der EG Übereinstimmung 
über den weiteren Kurs der Abgasreduzierung erzielt 
worden ist, wird die Diskussion nicht zur Ruhe kommen. 
Die konjunkturellen Folgen der hieraus resultierenden 
Kaufzurückhaltung auf dem deutschen Automobilmarkt 
lassen sich leicht ausmalen.

Heißt dies nun, daß die von der Bundesregierung ge
forderte und nach Meinung der deutschen Automobilin
dustrie auch mögliche Verbesserung des Emissions
verhaltens von Automobilen aus beschäftigungspoliti
schen Gründen auf dem Altar Europas geopfert werden 
muß? Beileibe nicht. Es muß jedoch klar erkannt wer
den, daß die einseitige Fixierung auf den Katalysator ei
ner effizienten Luftreinhaltungspolitik im Augenblick 
eher schadet als nutzt. Dies hat nichts damit zu tun, daß 
das Problem technisch nicht beherrschbar wäre. Die 
deutsche Automobilindustrie liefert Fahrzeuge mit Kata
lysatoren nicht nur in die USA und nach Japan, sie bietet 
derartige Fahrzeuge auch in der Bundesrepublik an. 
Mehrfach haben die deutschen Automobilhersteller ihre 
Bereitschaft bekundet, ihr Angebot an Katalysatorfahr
zeugen auszuweiten, wenn auch nur halbwegs die 
Chance besteht, daß diese Fahrzeuge auch gekauft 
werden. Mehr noch, die deutsche Automobilindustrie 
könnte sich sogar Wettbewerbsvorteile gegenüber ih
ren europäischen Konkurrenten ausrechnen, wenn sich 
diese Technik stärker durchsetzte. Bei den politischen 
und rechtlichen Gegebenheiten in Europa ist dies je
doch in absehbarer Zeit nicht zu erwarten.

Denkbare Alternative

Die Vorgabe unterschiedlicher Umweltziele für die 
Bundesrepublik -  USA-Grenzwerte und Katalysator -  
und für Europa -  Kommissionsvorschlag für 1989 -  
stürzt die Automobilindustrie in ein Dilemma. Für eine 
Doppelentwicklung, die sowohl auf den Einsatz des Ka
talysators als auch auf die Verwirklichung der von der 
EG-Kommission vorgeschlagenen Grenzwerte abzielt, 
fehlen ihr die notwendigen technischen Kapazitäten.
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Wäre es der Sache tiicht dienlicher, der Automobilin
dustrie, ähnlich wie seinerzeit bei der Senkung des 
Kraftstoffverbrauchs, eine bestimmte überprüfbare Ver
besserung des Emissionsverhaltens ihrer Fahrzeuge 
als Zielgröße vorzugeben und es den einzelnen Herstel
lern zu überlassen, mit welchen f\^itteln sie sich im Rah
men der von ihnen angebotenen Modellpalette dem ge
steckten Ziel nähern? Im Rahmen eines Stufenplanes 
ließe sich dann ebenso wie bei der Kraftstoffver
brauchssenkung das innovationspotential, das der Au
tomobilindustrie auf diesem Gebiet zur Verfügung steht, 
in seiner ganzen Breite ausschöpfen. Steuerliche Anrei
ze, die zur Förderung dieses Prozesses eingesetzt wer
den, dürften dann freilich nicht auf Katalysatorfahrzeu
ge beschränkt bleiben, sondern müßten, entsprechend 
der erreichten Schadstoffreduzierung abgestuft, auch 
solchen Fahrzeugen eingeräumt werden, die beispiels
weise die von der EG für 1989 gesetzten Grenzwerte 
vorzeitig erfüllen.

Der Vorteil einer solchen Vorgehensweise läge auf 
der Hand:

□  Die Automobilindustrie hätte eine klare Zielvorgabe.

□  Jeder Hersteller könnte den wirtschaftlichsten Weg 
zur Erreichung des gesetzten Zieles einschlagen.

' ; Die derzeitige Verklemmung des Marktes würde sich 
lösen.

n  Verwerfung in der Nachfrage, wie sie bei der Einfüh
rung einer bestimmten Technik zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zu befürchten wären, träten nicht auf.

IJ Umweltfreundlichkeit würde ebenso wie das Ziel ei
nes geringeren Kraftstoffverbrauchs zum Gegenstand 
des Wettstreits zwischen den einzelnen Herstellern.

( ) Der Verzicht auf die Vorgabe einer bestimmten 
Technik böte auch unseren europäischen Wettbewer
bern die Chance, an dem Übergang auf umweltfreund
lichere Fahrzeuge zu partizipieren.

r i Spannungen innerhalb der Gemeinschaft zum 
Nachteil der deutschen Automobilindustrie ließen sich 
vermeiden.

n  Da es möglich wäre, auch einfachere und kosten
günstigere Lösungen zu verwirklichen, ließe sich die 
Gesamtemission des in der Bundesrepublik vorhande
nen Fahrzeugbestandes schneller verringern, als mit 
dem Beharren auf einer Technik, die zwar theoretisch 
ein größeres Fortschrittspotential ermöglicht, praktisch 
aber weder in Europa noch in der Bundesrepublik in ei
nem für die Verringerung der Umweltbelastung ausrei
chenden Tempo durchzusetzen ist.

UMWELTPOLITIK

Kaufbeihilfen für das Katalysator-Auto?
Holger.Bonus, Konstanz/Münster

L

Das Waldsterben hat inzwischen bestürzende Aus
maße angenommen. So wie bisher darf es nicht 

weitergehen: Wir müssen rasch und energisch eingrei
fen. Zwar kennen wir die Ursachen der Schäden noch 
immer nicht genau. Eine Fülle von Indizien spricht aber 
dafür, daß den Stickoxiden -  die bei der Entstehung von 
Ozon unter Sonneneinstrahlung beteiligt sind -  eine 
ganz hervorragende Rolle zukommt. Die Stickoxide in

Prof. Dr Holger Bonus, 49, ist Ordinarius für 
Voikswirtschaftsiehre (Finanzwissenschaft) an 
der Universität Konstanz. Ab 1. September 1984 
ist er geschäftsführender Direktor am Institut für 
Genossenschaftswesen der Universität Münster.

unserer Luft stammen zum überwiegenden Teil aus den 
Auspuffrohren unserer Autos. Wir selbst sind es also, 
die als Autofahrer unsere Wälder zerstören. Wollen wir 
das wirklich?

Natürlich nicht. Umfragen haben zur Genüge gezeigt, 
daß eine überwältigende Mehrheit der Autofahrer bereit 
wäre, auf umweltfreundlichere Autos umzusteigen. 
Mehr als die Hälfte würde auch durchaus die Mehrko
sten dafür tragen wollen. Wenn das aber so ist -  warum 
werden solche Autos dann bei uns so gut wie gar nicht 
angeboten und gekauft?

Wer sich als einzelner zum Kauf eines abgasarmen 
Autos entschließen wollte (wozu er heute einen Kataly
sator brauchte), hätte nur hohe Kosten und bewirkte 
überhaupt nichts:
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